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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteien

Jahresrückblick 2022: Parteien

Die Parteien als wichtige politische Akteure werden in der Öffentlichkeit besonders
stark im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen wahrgenommen. Mit den
Bundesratsersatzwahlen vom Dezember 2022 schnellte insbesondere die
Medienpräsenz der SVP und der SP, in geringerem Mass auch jene der Grünen in die
Höhe (siehe Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2022 im Anhang).
Die SVP hatte dabei den zurücktretenden Ueli Maurer zu ersetzen. Zu reden gab dabei,
dass die in den letzten Jahrzehnten tonangebende Zürcher Kantonalsektion erst nach
längerer Suche überhaupt eine Kandidatur präsentieren konnte (alt Nationalrat Hans-
Ueli Vogt), während die Berner Sektion mit Nationalrat Albert Rösti und Ständerat
Werner Salzmann gleich zwei Kandidaten ins Rennen schicken konnte. Relativ früh
zeichnete sich ab, dass es anders als bei früheren Bundesratswahlen bei der SVP zu
keiner Zerreissprobe und allfälligen Parteiausschlüssen kommen würde, da die anderen
Fraktionen keine Ambitionen erkennen liessen, eine Person ausserhalb des offiziellen
SVP-Tickets zu wählen, für das die SVP-Fraktion letztlich Vogt und Rösti auswählte.
Schliesslich erhielt die SVP mit Albert Rösti einen Bundesrat, der als linientreu und
gleichzeitig umgänglich im Ton gilt.
Die SP wiederum hatte nach dem überraschenden Rücktritt von Simonetta Sommaruga
nur wenig Zeit für die Nominierung ihrer Kandidaturen. Für gewisse Turbulenzen sorgte
hier der von der Parteispitze rasch und offensiv kommunizierte Antrag an die Fraktion,
sich auf Frauenkandidaturen zu beschränken. Ständerat Daniel Jositsch (sp, ZH)
rebellierte zunächst dagegen und gab seine eigene Kandidatur bekannt, zog diese aber
wieder zurück, nachdem die SP-Fraktion dem Antrag der Parteispitze deutlich
zugestimmt hatte. Mit einer «Roadshow» der Kandidatinnen in verschiedenen
Landesteilen versuchte die SP trotz der knappen Zeit noch vom Schaufenstereffekt der
Bundesratswahlen zu profitieren. Aufs Ticket setzte die Fraktion schliesslich die beiden
Ständerätinnen und ehemaligen Regierungsrätinnen Eva Herzog (BS), die Mitglied der
SP-Reformplattform ist und eher dem rechten Parteiflügel zugerechnet wird, und
Elisabeth Baume-Schneider (JU), die als umgänglicher und weiter links stehend gilt. Im
Parlament gingen in den ersten Wahlgängen überraschend viele Stimmen an den nicht
auf dem Ticket stehenden Jositsch, bevor schliesslich Baume-Schneider den Vorzug vor
Herzog erhielt. Wenig erbaut zeigte sich die SP von der anschliessenden
Departementsverteilung, bei der Baume-Schneider das EJPD zugeteilt und Alain Berset
ein angeblich gewünschter Wechsel aus dem EDI verwehrt wurde.
Dass weder die SVP noch die SP um ihre zweiten Bundesratssitze bangen mussten,
hatte auch damit zu tun, dass sich die Grünen, die bei den letzten
Gesamterneuerungswahlen noch mit einer Sprengkandidatur angetreten waren, selbst
früh aus dem Rennen nahmen. Manche Beobachterinnen und Beobachter warfen den
Grünen deswegen Harmlosigkeit und mangelnden Machtinstinkt vor. Die Grünen
argumentierten dagegen, dass ein Angriff auf den SP-Sitz dem rot-grünen Lager keine
Stärkung bringen würde und ein Angriff auf den SVP-Sitz aussichtslos gewesen wäre,
weil das «Machtkartell» der bisherigen Bundesratsparteien keine Sitzverschiebungen
wolle.

Alle 2022 durchgeführten kantonalen Wahlen wurden von den Medien auch als Tests
für den Formstand der Parteien im Hinblick auf die eidgenössischen Wahlen im Herbst
2023 interpretiert. Die grossen Zwischenbilanzen, die im März nach den kantonalen
Wahlen in Bern, der Waadt, Obwalden und Nidwalden gezogen wurden, bestätigten sich
im Wesentlichen auch in den folgenden Glarner und Zuger Wahlen (allerdings nicht in
Graubünden, das wegen einem Wechsel des Wahlsystems jedoch einen Sonderfall
darstellt): Die «grüne Welle» rollte weiter, zumal die Grünen und noch stärker die GLP
fast durchwegs Zugewinne verbuchen konnten. Demgegenüber büssten alle vier
Bundesratsparteien Stimmenanteile ein, am deutlichsten die SP. Spekulationen über
Gewinne und Verluste bei den nationalen Wahlen und mögliche Auswirkungen für die
Sitzverteilung im Bundesrat sind freilich zu relativieren, weil sich Themen- und
Parteienkonjunktur bis im Oktober 2023 noch deutlich verändern können und sich
kantonale Wahlergebnisse aus mehreren Gründen nicht einfach auf die nationale Ebene
übertragen lassen.

Misst man den Rückhalt der Parteien an ihrem Erfolg in den Volksabstimmungen, so
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ergibt sich ein etwas anderes Bild: Am häufigsten – nämlich bei 8 von 11
Abstimmungsvorlagen – stand dieses Jahr die EVP mit ihren Parolen auf der Siegerseite,
gefolgt von EDU, FDP, GLP und Mitte (je 7). Seltener jubeln konnten die Parteien an den
linken und rechten Polen des Spektrums (Grüne, PdA, SP und SVP: je 6). Freilich ist
nicht jede Abstimmungsvorlage für jede Partei gleich wichtig. So war etwa für die SP das
knappe Ja zur AHV-21-Reform mit der Frauenrentenaltererhöhung besonders
schmerzhaft, die beiden Nein zu den Teilabschaffungen von Stempel- und
Verrechnungssteuer hingegen besonders erfreulich. Für FDP und SVP war es gerade
umgekehrt, daneben war für sie auch die Ablehnung des Medienpakets ein bedeutender
Erfolg.

Mit Blick auf ihre Mitgliederzahlen sahen sich derweil fast alle grösseren Parteien im
Aufwind: GLP, Grüne, Mitte, SP und SVP meldeten im Vergleich zu 2020
Mitgliederzuwächse im vierstelligen Bereich, die FDP hatte keine Informationen zu ihrer
aktuellen Mitgliederentwicklung. Ein Grund für die vermehrte Hinwendung zu den
Parteien könnte sein, dass die stark alltagsrelevante Covid-19-Pandemie, die
intensivierte Diskussion um den Klimawandel und aussergewöhnlich intensive
Abstimmungskämpfe etwa zur Konzernverantwortungsinitiative im November 2020 und
zu den beiden Covid-19-Gesetzesvorlagen im Juni und im November 2021 viele
Bürgerinnen und Bürger stärker politisiert haben. 

Das Jahr brachte in der Schweizer Parteienlandschaft auch einige strukturelle
Veränderungen. So ist mit der Gründung einer Kantonalsektion in Uri die GLP nun
erstmals in sämtlichen Kantonen präsent. Bei der BDP fand zum Jahresbeginn der
umgekehrte Weg seinen Abschluss: Am 1. Januar 2022 hörten die letzten beiden BDP-
Kantonalsektionen auf zu existieren, nachdem die Partei auf nationaler Ebene schon ein
Jahr davor in der Mitte aufgegangen war. Ganz aufgelöst wurde sodann die Partei
national orientierter Schweizer (Pnos), die als parteipolitischer Arm der rechtsextremen
Szene in der Schweiz gegolten hatte. Sie war im Parteiensystem nie über eine marginale
Rolle hinausgekommen. Ihre Auflösung bedeutet allerdings nicht das Aussterben
rechtsextremer Ideologien im Land, sondern lediglich das – vorläufige – Ende der
parteipolitischen Aktionsform des Milieus.

Nachdem der Bundesrat im zu Ende gehenden Jahr das Gesetz und eine
konkretisierende Verordnung zur Transparenz der Politikfinanzierung in Kraft gesetzt
hat, werden sich die Parteien im neuen Jahr erstmals an die entsprechenden Regeln
halten müssen. Die Parteien, die in der Bundesversammlung vertreten sind, haben
unter anderem ihre Gesamteinnahmen sowie Zuwendungen von über CHF 15'000
offenzulegen. 1

Konservative und Rechte Parteien

Die PNOS formierte sich in Langenthal neu. An der Generalversammlung wurde Dominic
Lüthard (BE) zum Präsidenten der nationalen Partei gewählt. Ein Exponent der Partei
wurde wegen Verstosses gegen den Antirassismusartikel verurteilt, weil er die Echtheit
des Tagebuchs von Anne Frank leugnete. 2

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Die PNOS trat in den Kantonen Bern und Waadt erfolglos zu den Nationalratswahlen an.
Für Aufmerksamkeit in der Sonntagspresse sorgte die vermutete Nähe einiger PNOS-
Exponenten zur rechtsextremen Zwickauer Terrorzelle „Nationalsozialistischer
Untergrund“. 3

WAHLEN
DATUM: 18.12.2011
MARC BÜHLMANN

Die Partei national orientierter Schweizer (Pnos) rief für den 5. August zu einer Feier auf
dem Rütli auf. Die Schweizerische Gemeinnützige Gesellschaft (SGG) als Verwalterin der
Rütli-Wiese bezeichnete den Aufruf, für den keine Bewilligung erteilt worden sei, zwar
als „unanständig“ und als „Frechheit“, sie sah aber von einem Protest ab, was ihr
prompt Kritik von der Juso einbrachte. Rund 200 Mitglieder rechtsextremer
Gruppierungen kamen dem Aufruf nach. Die präsente Polizei filmte zwar den Anlass,
schritt aber nicht ein. Weil linke Gegendemonstrationen ausgeblieben waren, kam es
auch zu keinen Scharmützeln. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.08.2012
MARC BÜHLMANN
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Die Partei national orientierter Schweizer (Pnos) ist Sammelbecken der parteipolitisch
aktiven rechtsextremistischen Szene. Eine von der deutschen Bundesanwaltschaft
organisierte Operation gegen rechtsextreme Gruppierungen in Deutschland, den
Niederlanden und der Schweiz ermöglichte einen Blick auf diese Szene in der Schweiz,
der rund 1'000 bis 1'300 Personen angehören. Die Gefahr von terroristisch-
gewalttätigen Aktionen sei in der Schweiz im Gegensatz zu Deutschland gering, so eine
Erkenntnis der Operation. Allerdings müsse man sich um die Affinität der Neonazis zu
Schusswaffen Sorgen machen. So soll etwa die Tatwaffe, die im deutschen Fall NSU, bei
dem zehn Personen umgebracht wurden, verwendet wurde, aus der Schweiz stammen.
Nachdenklich stimmen müsse denn auch die enge Verbindung der rechtsextremen
Szene der Schweiz mit Gesinnungsgenossen aus Deutschland. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.07.2013
MARC BÜHLMANN

Im Gegensatz zu den Vorjahren sah die Pnos von einer eigenen Feier auf dem Rütli ab.
Seit der Einführung des Ticketing-Systems 2009 gab es am 1. August keine Aufmärsche
von Rechtsextremen auf dem Rütli mehr. Die Pnos rief allerdings jeweils im Nachgang
des 1. August zu einer eigenen Bundesfeier in der Wiege der Schweiz auf. Begründet
wurde der Verzicht offiziell mit der geringen Teilnehmerzahl. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 05.08.2013
MARC BÜHLMANN

Die rechtsextreme Szene der Schweiz stand im Berichtjahr nur selten im medialen
Fokus. Im April zeigten Recherchen der "Sonntagszeitung", dass im Januar in der
Zentralschweiz ein Benefizkonzert zugunsten der rechtsextremen griechischen Partei
„Goldene Morgenröte“ stattgefunden hatte. Die PNOS – Sammelbecken parteipolitisch
aktiver Rechtsextremisten – sei aber im Moment kaum aktiv, gab ein
Rechtsextremismus-Experte zu Protokoll. 7

ANDERES
DATUM: 22.04.2014
MARC BÜHLMANN

Für Aufregung sorgte das Bundesverwaltungsgericht, weil es eine Beschwerde eines
Tessiners gutgeheissen hatte, der wegen eines Tattoos in Form eines
Rechtsextremismus-Symbols und seiner rechtsextremen Haltung von der Armee keine
persönliche Waffe erhalten hatte. Der Mann sei von der Armee zu Unrecht als
Sicherheitsrisiko eingestuft worden, befand das Bundesverwaltungsgericht. 8

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 06.06.2014
MARC BÜHLMANN

Im Februar 2022 wurde die Auflösung der Partei national orientierter Schweizer (Pnos)
bekannt. Das Ende der Partei war von der Parteileitung Anfang Jahr beschlossen
worden. Als Gründe für den Entscheid nannte Pnos-Präsident Florian Gerber (BE), dass
die Parteistrukturen marode und das Image der Partei schlecht seien, zudem habe die
Covid-19-Pandemie grössere Zusammenkünfte verunmöglicht. «Der Kampf» solle aber
auf «alternativen Wegen» fortgeführt werden.
Die Pnos war im Jahr 2000 gegründet worden und galt als parteipolitischer Arm der
Schweizer Neonazi-Szene. Gemäss der Sonntagszeitung vertrat die Partei rassistische,
antisemitische sowie antiislamische Positionen, trat für ein konservatives
Familienmodell ein und lehnte Kapitalismus sowie Globalisierung ab. Nach eigenen
Angaben hatte die Pnos zuletzt rund tausend registrierte Sympathisantinnen und
Sympathisanten gezählt. Die Zahl der Parteimitglieder lag gemäss externen Schätzungen
während der ganzen Parteigeschichte nie über 300 und die Anzahl Kantonalsektionen
nie über 11, wie die Sonntagszeitung schrieb. 2015 schätzte das Bundesamt für Polizei
250 Pnos-Mitglieder, 2011 hatte die Partei selbst von «weniger als 200 Mitgliedern»
gesprochen. Die einzigen Mandate, die die Pnos während ihrer Parteigeschichte
erringen konnte, waren je ein Sitz im Stadtparlament von Langenthal BE (2004-2009)
und in der Gemeindeexekutive von Günsberg SO (ab 2005). Ihre Stammlande lagen im
bernischen Oberaargau.
Öffentliche Aufmerksamkeit hatte die Partei wiederholt mit Aufmärschen zum 1.
August erzielt. So orchestrierte die Partei etwa die «Schande vom Rütli» mit, als am 1.
August 2005 Hunderte Rechtsextreme den Hitlergruss zeigten und den
Bundespräsidenten Samuel Schmid (svp, BE) niederschrien. Zuletzt war die Partei kaum
noch aktiv gewesen. Ende 2021 erschien sie in den Medien, weil Parteipräsident Gerber
und sein Stellvertreter Yannic Nuoffer wegen antisemitischer Rassendiskriminierung
verurteilt worden waren; sie hatten im Pnos-Parteimagazin «Harus» Teile der
antisemitisch-verschwörungstheoretischen «Protokolle der Weisen von Zion»
veröffentlicht.
In den Medien wurde die Auflösung der Pnos nicht als Zeichen für das Aussterben
rechtsextremer Ideologien interpretiert, sondern lediglich als – vorläufiges – Ende der

PARTEICHRONIK
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parteipolitischen Aktionsform des Milieus. Dabei herrschte die Einschätzung vor, dass
für die nationalsozialistische Ausrichtung der Pnos derzeit keine Basis mehr in der
rechtsextremen Szene bestehe. Stärker seien heute Strömungen der Identitären und
der sogenannten Neuen Rechten, die in der Deutschschweiz etwa durch die
Gruppierung «Nationale Aktionsfront» und deren Jugendbewegung «Junge Tat», in der
Westschweiz durch die «Résistance Helvétique» verkörpert würden. 9
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